








	 214-2017

Ralf Syring, Mamou, 2. Dezember 2017   

„Es ist besser, im Mittelmeer zu sterben, 
als die eigene Mutter zu beschämen.“   

Die beiden jungen Männer, die mir gegenübersitzen – ich 
nenne sie Abdoulaye und Ibrahima –, sind beide 20 Jahre 

alt. Sie sind „Rückkehrer“, „freiwillige“, wie die OIM, die 
Internationale Organisation für Migration, sagt. Zurückge-
kehrt sind sie von dem gescheiterten Versuch, nach Europa 
zu gelangen. In dieser kleinen Stadt Mamou im Innern von 
Guinea-Conakry, etwa sechs Autofahrstunden nordöstlich der 
Hauptstadt Conakry gelegen, sind sie mit dieser Eigenschaft 
nicht allein. 

Mamou hat den 
Beinamen „ville 
carrefour“ – Stadt 
an der Kreuzung. 
Auf dem Weg von 
der Hauptstadt in  
andere wichtige  
Regionen des Lan- 
des teilt sich die 
Straße hier in 
mehrere Richtun-
gen. Früher – das 
ist wohl schon 20 
Jahre her – gab es hier eine Fleischkonservenfabrik, es wurde 
Saft hergestellt und es gab einige metallverarbeitende Betrie-
be. Jetzt gibt es noch ein paar Handwerker, die mit Metall und 
Holz arbeiten, und den Markt. Die Jugendlichen, besonders 
die Männer unter ihnen, warten auf leichten Motorrädern auf 
Kunden. Sie stellen den Nahverkehr in der kleinen Stadt und 
ihrer Umgebung sicher: Motorradtaxis. Viel verdienen lässt 
sich damit nicht. Die Konkurrenz ist groß. Viele dieser Taxi-
fahrer haben eine höhere Schulausbildung, einige sogar ein 
Universitätsstudium angefangen oder sogar abgeschlossen. 

„Unsere Eltern haben uns gesagt, dass wir lernen sollten, 
in die Schule gehen. Dann würden wir auch eine Arbeit fin-
den“, sagt Abdoulaye. „Aber das stimmt nicht.“ Die beiden 
haben neun Schuljahre durchgehalten, doch eine bezahlte 
Arbeit haben sie damit nicht gefunden. Sie gehören nicht zu 
den Ärmsten. Sie sind unternehmungslustig und stark, möch-
ten etwas tun, zum Einkommen ihrer Familien beitragen. Sie 
stellen sich etwas anderes für ihr Leben vor, als bestenfalls 
mit einem Motorrad in der kleinen Stadt täglich hin- und her-
zufahren.

In ihren Mobiltelefonen und den sogenannten sozialen 
Netzwerken erfahren sie von anderen Lebensmöglichkeiten 
anderswo. Jeder kennt einen, der es geschafft hat. Jeder kennt 
viele, die es nicht geschafft haben, darunter einige, von de-
nen es keine Nachrichten mehr gibt. Sie wissen vom Mittel-
meer als Grab. Sie kennen die Risiken des Weges, doch „es 
ist besser, im Mittelmeer zu sterben, als die eigene Mutter zu 
beschämen“.

Abdoulaye und Ibrahima beschreiben mir den Weg. Sie 
sind eines Tages – vor nun schon etwa einem Jahr – mit einem 

Motorradtaxi aufgebrochen nach Siguirí. Das hat sie 150.000 
guineische Francs gekostet, umgerechnet etwas mehr als 15 
EUR. Dann ging es weiter über die Grenze nach Mali und 
in dessen Hauptstadt Bamako. Jedes Stück Strecke musste 
selbstverständlich bezahlt werden, und wo sie nicht weiter-
kamen, mussten sie zunächst durch irgendwelche Hilfsarbei-
ten etwas verdienen. Bamako ist ein Sammelplatz für junge 
Männer und junge Frauen aus zahlreichen Ländern: Senegal, 
Gambia, Guinea-Bissau, Guinea-Conakry, Sierra Leone, Li-

beria, Elfenbeinküste… In Kleinbussen 
oder auf Lastwagen ging es von dort 
weiter in den Osten von Mali nach Gao 
und von dort schließlich nach Norden. 
Kidal liegt in der Wüste. Da sollten sie 
ihr Geld abgeben, damit es sicher für 
sie aufbewahrt werde. Sie haben es da-
nach nie wieder gesehen. In Kidal wird 
offenbar geschlagen und gefoltert. Ibra-
hima erzählt, dass er gesehen habe, wie 
dort zwei Jungen totgeschlagen wurden. 
Weiter ging es Richtung Algerien, und 
dort trennten sich die Wege: ein Teil der 
jungen Leute versucht den Weg über Li-

byen, ein anderer über Marokko. Was hier in wenigen Zeilen 
steht, dauerte in der Wirklichkeit viele Monate. 

Sie hatten einander auf dem Weg verloren. In Oran am 
Mittelmeer fanden sie einander wieder. Mit einem Bus fuhren 
sie nach Rabat und von dort nach Tanger. Von dort aus mach-
ten sie Bekanntschaft mit dem Zaun von Ceuta, hinter dem 
– zwar noch in Afrika – sie Spanien sahen.

Soldaten griffen sie auf, brachten sie mit Lastwagen an die 
Grenze von Mauretanien (die zwischen Marokko und Maure-
tanien liegende Republik Westsahara wird von Marokko be-
ansprucht). Von dort versuchten sie erneut den Weg nach Nor-
den. In Rabat schließlich gaben sie auf, als sie davon hörten, 
dass es ein Büro der OIM gebe und diese ihnen die Rückkehr 
nach Mamou finanzieren würde. 

„Freiwillige Rückkehrer“ erhalten vom eigens dafür er-
öffneten Büro der OIM in Mamou 500 EUR je Person, eine 
Finanzierung der Europäischen Union. Die, die es geschafft 
haben und dann aus Europa ausgewiesen und abgeschoben 
wurden, erhalten nichts. Die Angestellten der OIM erklären 
mir, dass sie die jungen Leute auffordern, sich mit dem Geld 
zusammenzuschließen und kleine Betriebe zu gründen, zum 
Beispiel eine Brotbäckerei. Nur gibt es in Mamou an fast jeder 
Straßenecke eine Bäckerei für das von den französischen Ko-
lonialherren hinterlassene Baguette-Brot. Die jungen Männer 
wissen, was sie mit dem Geld tun werden: Sie werden einen 
neuen Versuch machen, nach Europa zu gelangen.

 

Ralf Syring, Kinderarzt, zur Zeit Teamleiter eines Projekts zur Verbesserung 
der reproduktiven Gesundheit in vier Regionen von Guinea-Conakry mit Sitz 
�L�Q���0�D�P�R�X���±���I�•�U���G�L�H���3�R�W�V�G�D�P�H�U���%�H�U�D�W�X�Q�J�V�¿�U�P�D���Ä�+�H�D�O�W�K���)�R�F�X�V�³��



22                                                                                 	       4-2017

Uri Avnery – 28. Oktober 2017      

Saure Gurken   
     

Halleluja! Endlich fand ich einen Punkt, bei dem ich mit 
Benjamin Netanjahu übereinstimme. Wirklich! 

An diesem Montag versammelte sich die Knesset nach 
einer langen (aber leider zu kurzen) Pause für ihre Wintersit-
zung. Bei solchen Gelegenheiten werden der Staatspräsident 
und der Ministerpräsident aufgefordert zu sprechen. Die Re-
den werden vermutlich festlich sein, voll frommer Platituden. 
In ein Ohr rein, zum anderen raus. 

Doch diesmal nicht. 

Neben dem Knesset-Sprecher saß Reuven Rivlin, der 
Staatspräsident von Israel. Er hielt eine Rede, die in jeder 
Hinsicht beispiellos war. Er griff die von Likud beherrschte 
Regierungskoalition an und klagte sie an, die Herrschaft des 
Gesetzes, den Staatsanwalt und die Polizei zu unterminieren. 
Der Staatspräsident ist kein Linker – auf keinen Fall. Er ge-
hört der nationalen Rechten an. Seine Ideologie ist die „des 
ganzen Erez Israel“. Er ist ein Mitglied der Likud-Partei. 

Um ihn zu verstehen, muss man zu Vladimir Jabotinsky 
zurückgehen, der in den 1920er Jahren die revisionistische 
Partei gegründet hat, eine Vorgängerin der zionistischen 
Rechten. Jabotinsky wurde im zaristischen Odessa geboren 
und dort aufgezogen; er studierte aber in Italien, als das Ri-
sorgimento noch jedem frisch in Erinnerung war. Dieses war 
eine ungewöhnliche Mischung von extremem Nationalismus 
und extremem Liberalismus und Jabotinsky nahm dies für 
sich an. 

Das Portrait von Jabotinsky hängt in jedem Likud-Büro, 
doch seine Lehren sind seit langem von der gegenwärtigen 
Likud Mitgliederschaft vergessen worden, abgesehen von ein 
paar Oldtimers, wie Rivlin, der 78 Jahre alt ist. Er wurde 1939 
geboren. Er gehörte einer speziellen Gruppe von Leuten an: 
den Nachfahren europäischer Juden, die lange bevor die zio-
nistischen Bewegung gegründet wurde nach Palästina kamen. 
Sein Vater war ein Spezialist der arabischen Kultur. 

Rivlin ist einer der nettesten Leute, die ich kenne. Jeder 
mag ihn. Jeder, abgesehen von Netanjahu, der mit seltener 
Voraussicht gegen seine Nominierung war. 

Netanjahu hörte sich Rivlins Rede mit eiskalter Miene 
an. Dann erhob er sich und hielt seine Rede – eine Rede, die 
schon lange vor der Sitzung vorbereitet war, die aber klang, 
als hätte Rivlin sie gehört, bevor er seine eigene Rede vorbe-
reitete. 

Ministerpräsident Netanjahu griff das Oberste Gericht, den 
Staatsanwalt, den Chef der Polizei, die Medien und die Linke 
an, als ob sich all diese im Geheimen getroffen hätten, um sei-
ne Absetzung vorzubereiten. Dies war ganz ungewöhnlich, da 
der Staatsanwalt und der Polizeichef seine eigene persönliche 
Wahl waren. Nach ihm hätten diese ein Komplott ausgeheckt, 
um ihn in einem anti-demokratischen Komplott abzusetzen, 
einem Putsch durch polizeiliche Ermittler und Strafverfolger. 
Die häufigen Lecks dieser Untersuchungen, die weithin in den 
Medien veröffentlicht wurden, waren – nach Netanjahu –Tei-
le des Komplotts. 

Tatsächlich war die Öffentlichkeit über die Untersuchun-
gen gut informiert worden. Eine von ihnen betraf die teuren 
Geschenke, die Netanjahu von Multi-Millionären vermacht 
wurden, obwohl er selbst schon sehr reich ist. Die Geschenke 
schlossen sehr teure Zigarren ein und deshalb wurde dieser 
Bestechungsfall „der Zigarren-Fall“ genannt. Dieselben und 
andere Millionäre vermachten auch Sarah, Netanjahus sehr 
unbeliebter Frau, teure Geschenke. Unter diesen war rosa 
Champagner und deshalb wurde er der „rosa-Champagner-
Fall“ genannt. 

Doch dies sind Bagatellen, verglichen mit einer schwarzen 
Wolke, die sich Netanjahu nähert und „U-Boot-Fall“ genannt 
wird. Er betrifft den Erwerb von U-Booten und Korvetten von 
einer deutschen Werft. Seitdem deutsche Waffen-Produzenten 
dafür bekannt sind, riesige Summen Bestechungsgelder den 
Chefs rückständiger Länder zu zahlen, war wirklich keiner 
über Gerüchte überrascht, dass viele Zehnmillionen Euros an 
israelische Politiker, Admiräle und Vermittler gezahlt wurden. 
Aber wo stoppten die Euros? Bevor sie die Spitze erreichten?

 
Die Reaktion Netanjahus sprach lauter als die Gerüch-

te. Sie hat seine Manie über die iranische Atombombe, die 
schreckliche Gefahr der Hisbollah und sogar die verräterische 
israelische Linke ersetzt. Sie scheinen seine Hauptbeschäfti-
gung zu sein. 

Um der Kabale ein Ende zu setzen: Netanjahu und seine 
Lakaien kamen auf eine einfache Lösung: das „französische 
Gesetz“ anzunehmen. Dies ist jetzt die Hauptbeschäftigung 
der israelischen Regierung und der Likud-Partei zum Nachteil 
von allem anderen. Es sagt einfach, dass keine Strafverfol-
gung oder Anklage gegen einen noch „im Amt befindlichen 
Ministerpräsidenten“ ausgeführt werden darf. 

Wie es aussieht, gibt es einigen Sinn darin. Unser Minis-
terpräsident muss die Angelegenheiten des Staates regeln, den 
nächsten Krieg planen (es gibt immer einen nächsten Krieg) 
und das wirtschaftliche Wachstum fördern – alles Funktionen, 
die darunter leiden, wenn er mit Dutzenden von Straffällen 
beschäftigt ist. Genauer  bedeutet es, dass ein Krimineller 
im höchsten Amt sitzt und dass der Ministerpräsident – er 
und kein anderer im Land – von einer Strafverfolgung aus-
geschlossen wird. Stimmt, nach diesem Gesetz werden die 
Strafverfolgungen nur so lange ausgesetzt, bis der Minister-
präsident wieder ein normaler Bürger wird. Aber Netanjahu 
ist in seiner vierten Vier-Jahres-Amtszeit und alles deutet da-
rauf hin, dass er beabsichtigt, noch eine 5., 6. und 7. Amtszeit 
zu erleben, falls Gott – er möge gesegnet sein – sein Leben 
entsprechend verlängert. 

Kein anderer Führer in der demokratischen Welt erfreut 
sich solch eines Privilegs, außer einem: der französische Prä-
sident. Es wird das „französische Gesetz“ genannt – doch da 
gibt es riesige Unterschiede. Das französische Gesetz schützt 
den Präsidenten vor Strafverfolgung, während er im Amt ist, 
aber nicht den Ministerpräsidenten. Und da ist noch ein sehr 
großer Unterschied: Die Amtszeit des französischen Präsi-
denten beträgt nur zwei Amtszeiten von 5 Jahren – so dass die 
Verschiebung zeitlich nicht zu lange ist. 
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Derzeit wird in Israel die ganze Regierungsmaschinerie 
in Bewegung gesetzt, um diese juristische Abscheulichkeit 
in ein Gesetz zu verwandeln. Einige der Partner der Likud-
Koalition sperren sich dagegen. Diese Koalition besteht aus 
vielen Parteien – sechs, wenn ich richtig zähle – und wenn 
sich eine davon der Stimme enthält, mag es unruhig werden. 
Im Augenblick haben zwei verkündet, dass sie ihren Mitglie-
dern „freie Hand“ geben werden. Erzürnt droht Netanjahus 
Koalitionschef, die Regierung aufzulösen und neue Wahlen 
zu erklären – eine ernste Drohung für alle Koalitionspartner, 
die einem Verlust gegenüberstehen. In der Likud Partei selbst 
gibt es keine einzige Meinungsverschiedenheit, keinen einzi-
gen tapferen Rebellen wie die beiden republikanischen Sena-
toren in Amerika, die sich in dieser Woche Präsident Trump 
widersetzten. Doch Präsident Rivlin verurteilte das vorge-
schlagene Gesetz auf strengste Weise und der Staatsanwalt 
nannte es „absurd“. 

Wo also stimme ich mit Netanjahu überein? An einem 
Punkt: Er griff die Linke an, die eine „Depressions-Anlage“ 
besitzt, die nur eine saure Stimmung erzeugt. 

Im Hebräischen gibt es einen Ausdruck für saure Lebens-
mittel, wie z.B. saure Gurken. Es mag mit „Saurem“ übersetzt 
werden. Netanjahu sagte, dass die Linke eine saure öffentliche 
Stimmung erzeuge, um ihn zu stürzen. Einige Leser mögen 
sich daran erinnern, dass ich die Linke derselben Krankheit 
angeklagt habe, wenn auch aus einem anderen Blickwinkel. 
Es gibt innerhalb großer Strecken des israelischen Friedensla-
gers einen Gemütszustand der Depression, einen Gemütszu-
stand der Verzweiflung, tatsächlich einen sauren Gemütszu-
stand. Dieser Zustand führt zu dem Eindruck, dass wir nichts 
tun können, um unseren Staat zu retten, der von Netanjahu 
und seinen Lakaien in die Katastrophe geführt wird. Ein eher 
bequemer Gemütszustand, da er bedeutet, dass wir nichts tun 
können und wir nichts riskieren müssen, weil die Schlacht so-
wieso verloren ist. 

Eine saure Gemütsstimmung weckt keine Kämpfer. Ein 
glückliches Gemüt schafft Kämpfer. Wenn die Situation 
schlecht ist, wenn sie hoffnungslos aussieht, kann ein Haufen 
glücklicher Kämpfer den Ausgang der Schlacht ändern. Es 
gibt keinen Grund zu verzweifeln. Geschichte wird nicht von 
Gott geschaffen. Wir sind es, die sie schaffen. Wenn man vom 
französischen Präsidenten spricht – erinnern wir uns daran, 
dass Emmanuel Macron aus dem Nirgendwo erschien, eine 
neue Partei gründete und beim ersten Versuch eine absolute 
Mehrheit errang. Wenn die Franzosen dies können, können 
wir das auch. 

Verzweiflung, Depression, das ist alles Luxus, den wir uns 
nicht leisten können. Wir müssen mit Hoffnung und Selbst-
vertrauen wieder zur Schlacht zurückkehren. Wie Obama sag-
te: Ja, wir können. Lasst uns guten Mutes sei. Lasst uns die 
Schlacht wieder fröhlich beginnen. 

Der oben erwähnte Jabotinsky schrieb eine historische 
Novelle über den biblischen Helden Simson. Kurz bevor der 
den Tempel der Philister über sich zum Einsturz brachte, ver-
machte er seinem Volk ein Testament mit drei Forderungen: 
Wählt einen König, sammelt Eisen und – lacht! 

Uri Avnery, 18. November 2017 – Auszug aus:

Eine Geschichte der Idiotie

Viele Bücher sind über den „Juli 1914“ geschrieben wor-
den, den entscheidendsten Monat, in dem der 1. Weltkrieg 

unvermeidbar wurde. Wie viele Leute waren in die Entschei-
dungsfindung in Europa involviert? Wie viele Herrscher, Kö-
nige, Minister, Parlamentarier, Generäle – ganz abgesehen von 
Akademikern, Journalisten, Schriftstellern und anderen? Waren 
sie alle dumm? Waren sie alle blind gegenüber dem, was sich in 
ihrem Lande und auf ihrem Kontinent zutrug? 
Unmöglich, man ist versucht, aufzuschreien. Viele von ihnen 
waren äußerst kompetente, intelligente Leute, Leute, die die 
Geschichte kannten. Sie wussten alles über die früheren Krie-
ge, die während Jahrhunderten in Europa gewütet haben. Aber 
all diese Leute spielten ihre Rolle, den schrecklichsten Krieg 
in den Annalen der Geschichte zu verursachen. Ein Akt reins-
ter Idiotie. Der menschliche Verstand kann solch eine Wahrheit 
nicht akzeptieren. Da muss es andere Gründe geben. Tiefsin-
nige Gründe. Sie schrieben unzählige Bücher, um zu erklären, 
warum dies logisch war, warum es geschehen war, welches die 
„hintergründigen“ Ursachen waren. 
Die meisten dieser Theorien sind sicherlich plausibel. Aber ver-
glichen mit den Auswirkungen sind sie kümmerlich. Millionen 
Menschen marschierten hinaus, um geschlachtet zu werden, 
singend und fast tanzend vertrauten sie ihrem Herrscher, König, 
Präsidenten, Oberkommandeur. Und kehrten nie zurück. 
Konnten all diese Führer Idioten sein? Sicherlich konnten sie 
und sie waren es. 

Ich brauche nicht die Beispiele von tausenden ausländischer 
Kriege und Konflikte zu nennen, weil ich mitten in solch einem 
gerade jetzt lebe. Es ist egal, wie er zustande kam. Die gegen-
wärtige Situation ist die, dass in dem Land, das gewöhnlich Pa-
lästina genannt wird, zwei Völker von verschiedenen Ursprün-
gen, Kulturen, Geschichte, Religion, Sprachen, Lebensstandard 
u.a.m. leben. Sie sind jetzt von mehr oder weniger gleichem 
Umfang. 
Zwischen diesen beiden Völkern hat sich seit mehr als einem 
Jahrhundert ein Konflikt abgespielt. Theoretisch gibt es nur 
zwei vernünftige Lösungen: Entweder sollen die beiden Völker 
zusammen als gleiche Bürger in einem Staat leben oder sie sol-
len Seite an Seite in zwei Staaten leben. 
Die dritte Möglichkeit ist keine Lösung – ein ewiger Konflikt, 
ein ewiger Krieg. Dies ist offensichtlich so einfach; sie zu leug-
nen, ist reine Idiotie. 
In einem Staat zusammen zu leben, klingt logisch, ist es aber 
nicht. Es wäre ein Rezept für einen ständigen Konflikt und in-
ternen Krieg. Es bleibt also nur, was „Zwei Staaten für zwei 
Völker“ genannt wird. Als ich direkt nach dem 1948er-Krieg, 
in dem Israel gegründet wurde, darauf hinwies, war ich mehr 
oder weniger allein. Jetzt ist es ein weltweiter Konsens, überall 
– außer in Israel.

Gibt es eine Alternative? Es gibt keine. Man macht mit der 
gegenwärtigen Situation weiter: ein kolonialer Staat, in dem 7 
Millionen israelische Juden 7 Millionen palästinensische Ara-
ber unterdrücken. Die Logik sagt, dass dies eine Situation ist, 
die so auf Dauer nicht bestehen kann. Früher oder später wird 
sie zusammenbrechen. 

Was sagen unsere Führer dazu? Nichts. Sie geben vor, sich die-
ser Wahrheit nicht bewusst zu sein. An der Spitze der Pyramide 
haben wir einen Führer, der intelligent aussieht, der gut spricht, 
der kompetent erscheint. Tatsächlich ist Benjamin Netanjahu 
ein mittelmäßiger Politiker, ohne Vision, ohne Tiefe. Er gibt 
nicht einmal vor, dass er eine andere Lösung hat. Auch seine 
Kollegen und möglichen Erben haben keine Lösung. Was ist das 
also? Es tut mir leid, dies zu sagen: Es gibt dafür keine andere 
Definition als dass dies die Herrschaft der Idiotie ist. 

Uri Avnery, geb. am 10. September 1923, israelischer Journalist und Frie-
densaktivist (Gush Shalom). Siehe www.uri-avnery.de. 
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